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2.3. Personenrecht / Droit des personnes

BezGer Einsiedeln ZES 2019 016: Änderung von Geschlecht und Vornamen eines neunjährigen Kindes

Bezirksgericht Einsiedeln, Einzelrichter, Entscheid ZES 2019 016 vom 19. Juni 2019, Änderung von Geschlecht und Vornamen bei 

urteilsfähigen Minderjährigen (unpubliziert).
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MICHELLE COTTIER

Die Urteilsfähigkeit von Minderjährigen in Bezug auf das Gesuch um Änderung des Geschlechtseintrags im Personenstandsregister und 

um Änderung des Vornamens kann analog zu  (Änderung des Namens) ab dem Alter von zwölf Jahren vermutet werden; Art. 270b ZGB

im Falle der Geschlechtszugehörigkeit kann sie auch in einem früheren Alter angenommen werden. Dieses Urteil steht im Einklang mit 

dem Schutz der Geschlechtsidentität des Kindes, der durch Art. 8 Abs. 1 UN-KRK vermittelt wird, und entspricht den Empfehlungen von 

Fachleuten der Medizin. Es macht allerdings Schwächen des Reformvorschlags des Bundesrats zum Recht der Änderung von 

Geschlecht und Vornamen in Bezug auf die selbständige Ausübung der Rechte des Kindes im Zusammenhang mit seiner 

Geschlechtsidentität deutlich.

I. Einleitung

*
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Der Entscheid des Einzelrichters Einsiedeln ist von grundsätzlichem Interesse, da er deutlich macht, dass der aktuelle Reformvorschlag 

zum Recht der Änderung von Geschlecht und Vornamen,  wenn er durch das Parlament unverändert übernommen würde, in Bezug auf 

die Rechte des Kindes auf selbständige Ausübung seiner Rechte im Zusammenhang mit seiner Geschlechtsidentität einen Rückschritt 

darstellen würde. Deshalb soll er hier, obwohl er bereits im letzten Jahr ergangen ist, zusammengefasst und kommentiert werden.

II. Sachverhalt

Der Sachverhalt, wie er dem unpublizierten Entscheid des Einzelrichters Einsiedeln entnommen werden kann, lässt sich wie folgt 

zusammenfassen: Mit Eingabe vom 25. Januar 2019 stellte das Kind A., zu diesem Zeitpunkt neun Jahre alt, gemeinsam mit seinen 

Eltern das Rechtsbegehren, dass sein amtliches Geschlecht von «männlich» auf «weiblich» zu ändern sei und dass in der Folge auch 

sein Vorname zu ändern sei.

Zur Unterstützung des Begehrens auf Geschlechts- und Vornamensänderung bestätigte die begleitende Psychiaterin Dr. med. C. 

schriftlich die Transidentität und die gesicherte Diagnose der Genderdysphorie nach DSM-5:302.85.  Sie berichtet: «A. lebt nun schon 

seit einiger Zeit mit Wohlbefinden in all ihren sozialen Situationen in ihrem empfundenen weiblichen Geschlecht unter Benutzung des 

neu gewählten Namens A. Um nicht immer wieder unfreiwillig als transidente Person geoutet zu werden (Pass/Identitätskarte/Zeugnisse 

etc.), was ihre Intimsphäre verletzen und sie eventuell auch in gefährliche Situationen bringen könnte, ist es für A. sehr wichtig, ihren 

Namen und den Geschlechtseintrag offiziell ändern zu können. A. gibt, seit sie sich äussern kann, ausnahmslos zu verstehen, dass sie 

ein Mädchen ist. Sie fühlt sich rundum wohl in ihrer weiblichen Rolle, und es ist für sie ganz wichtig, voll und ganz als Mädchen 

wahrgenommen zu werden. Die Eltern unterstützen ihre Tochter und hegen keinerlei Zweifel an ihrer weiblichen Identität. A. ist in [943]

dieser Thematik urteilsfähig. Es gibt keinerlei Hinweise, dass dieser Entscheid bereut werden könnte. Ich bitte Sie deshalb dringend, 

A. eine weitere gesunde psychische Entwicklung und Entfaltung zu ermöglichen und die Namens- und Personenstandsänderung zu 

bewilligen.»

III. Entscheid des Einzelrichters Einsiedeln

Zunächst schliesst sich der Einzelrichter Einsiedeln der Praxis des Bezirksgerichts Zürich  an, wonach Begehren um Änderung des 

Geschlechtseintrags sowie des Vornamens nicht unter  und , sondern unter  (freiwillige Art. 42 ZGB Art. 22 ZPO Art. 19 ZPO

Gerichtsbarkeit) zu subsumieren sind. Das angerufene Gericht sei somit örtlich zuständig, da die gesuchstellende Partei (das Kind) 

ihren Wohnsitz im Zuständigkeitsgebiet des Bezirksgerichts Einsiedeln habe.

Sodann wendet der Entscheid sich der Frage der Urteilsfähigkeit des gesuchstellenden Kindes zu: «Das Gesetz legt kein Alter fest, ab 

dem von der Urteilsfähigkeit Minderjähriger ausgegangen wird. Ob das Kind zu vernunftgemässem Handeln im Sinne des Gesetzes 

fähig ist, muss im konkreten Einzelfall beurteilt werden. Analog zu  (Änderung des Namens) kann die Urteilsfähigkeit ab Art. 270b ZGB

einem Alter von zwölf Jahren vermutet werden, im Falle der Geschlechtszugehörigkeit kann sie auch in einem früheren Alter 

angenommen werden. Denn das Kind wird sich oft beim Kindergarten- oder Schuleintritt bewusst, dass es ein Knabe oder ein Mädchen 

ist (vgl. Erläuternder Bericht vom 23. Mai 2018 zum Vorentwurf über die Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches [Änderung 

des Geschlechts im Personenstandsregister], S. 35 f.). Das vorliegende Gesuch wurde rund zwei Monate nach dem neunten Geburtstag 

der gesuchstellenden Partei eingereicht und umfasst sowohl eine Personenstands- wie auch eine Namensänderung. Es ist deshalb 

abzuklären, ob die gesuchstellende Partei über die nötige Reife und Vernunft verfügt, um abschätzen zu können, welche Folgen die 

Änderung der amtlichen Register mit sich bringt» (E. 4). Im Weiteren nimmt der Entscheid auf die oben erwähnte Einschätzung der 

begleitenden Psychiaterin zur Urteilsfähigkeit Bezug, um zum Schluss zu kommen, dass die gesuchstellende Partei im Hinblick auf 

Geschlechts- und Vornamensänderung urteilsfähig sei.

Schliesslich geht der Entscheid auf die materiellen Voraussetzungen der Geschlechtsänderung ein. «Die Zivilstandsverordnung (ZStV) 

sieht als Gegenstand der Beurkundung des Personenstands in  ausdrücklich die Geschlechtsänderung vor. Eine Art. 7 Abs. 2 lit. o

Geschlechtsänderung ist demnach auch registerrechtlich einzutragen. Allerdings fehlen in der Schweiz weiterhin die gesetzlichen 
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Voraussetzungen, bei deren Erfüllung eine Person ihre ursprüngliche Geschlechtsidentität rechtlich ändern kann (Entscheid OGer ZH 

vom 01.02.2011, E. 2.2., abgedruckt in FamPra.ch 2011, S. 932 ff.). Das Bundesgericht führt dazu lediglich aus, dass es aus Gründen 

der Rechtssicherheit nicht dem persönlichen Empfinden des betroffenen Transsexuellen überlassen werden könne, ob der 

Personenstand infolge Geschlechtsumwandlung geändert werden soll. Es müsse ein sog. irreversibler Geschlechtswechsel vorliegen. 

Das Bundesgericht lässt aber offen, was als irreversibler Geschlechtswechsel anzusehen ist , E. 6.c). Nach richtiger (BGE 119 II 270

Auffassung darf die Änderung des amtlichen Geschlechts weder von chirurgischen noch von hormonellen Eingriffen abhängig gemacht 

werden. Auch die in der bisherigen Rechtsprechung teilweise vorausgesetzte Fortpflanzungsunfähigkeit kann nicht Voraussetzung für 

den rechtlichen Nachvollzug der Geschlechtsumwandlung sein, sofern die Endgültigkeit der Veränderung aufgrund der gesamten 

Umstände aus anderen Gründen unzweifelhaft erscheint (Entscheid Zivilgericht Basel-Stadt vom 16.02.2015, E. 2.4., abgedruckt in 

FamPra.ch 2015, S. 671 ff.). Als unabdingbare Voraussetzung anzusehen ist hingegen eine fachärztliche Diagnose der Transsexualität. 

Bereits das Vorliegen einer entsprechenden Diagnose impliziert, dass von einem gefestigten Wechsel der Geschlechtsidentität 

ausgegangen werden kann, womit der Geschlechtswechsel grundsätzlich als irreversibel im Sinne der bundesgerichtlichen 

Rechtsprechung zu betrachten ist. Weiter haben für die Beurteilung der Ernsthaftigkeit und damit Dauerhaftigkeit der 

Geschlechtsumwandlung die Gesamtumstände des Einzelfalls Berücksichtigung zu finden (vgl. Entscheid Regionalgericht Oberland 

vom 23.08.2018, E. 9; abgedruckt in FamPra.ch 2018, S. 206 f.). Mit der ins Recht gelegten Bestätigung von Dr. med. C. ist im 

vorliegenden Verfahren fachärztlich bestätigt, dass bei der gesuchstellenden Partei eine Transidentität vorliegt; die Diagnose 

Genderdysphorie nach DSM-5:302.85 ist gesichert. Die weiteren Ausführungen von Dr. med. C. lassen überdies auf eine 

Dauerhaftigkeit des Geschlechtswechsels schliessen und stimmen mit den Ausführungen der gesuchstellenden Partei überein. Als 

weiteres Indiz für die Ernst- und Dauerhaftigkeit des Wechsels der Geschlechtsidentität ist auch der Umstand anzusehen, dass im Mai 

2017 (Beginn der 1. Primarklasse) gegenüber den Schulbehörden und den Klassenkameraden die weibliche Identität der 

gesuchstellenden Partei offengelegt worden ist. Seither führt sie denn auch das Leben als weibliche Person und wird mit dem neu 

gewählten Namen A. angesprochen. Damit lassen auch die Gesamtumstände des vorliegenden Falles auf einen dauerhaften und [944]

damit irreversiblen Geschlechtswechsel schliessen; weitere Voraussetzungen, wie insbesondere chirurgische und hormonelle 

Behandlungen, dürfen – wie bereits ausgeführt – nicht verlangt werden.»

Der Einzelrichter Einsiedeln heisst aus all diesen Gründen das Gesuch um Änderung des Geschlechtseintrags im 

Personenstandsregister und um Änderung des Vornamens gut.

IV. Bemerkungen

Der Entscheid des Einzelrichters Einsiedeln ist ausdrücklich zu begrüssen. Die Gutheissung des Gesuchs auf Änderung des 

Geschlechtseintrags des neunjährigen Kindes steht im Einklang mit dem Schutz der Geschlechtsidentität des Kindes, der durch Art. 8 

Abs. 1 UN-KRK  vermittelt wird,  und entspricht den Empfehlungen von Fachleuten der Medizin.  Der Entscheid macht allerdings auch 

deutlich, dass die aktuelle Reform des Rechts der Änderung von Geschlecht und Vornamen  zwar in Bezug auf die Erleichterung des 

Verfahrens der Geschlechtseintrags- und Vornamensänderung grundsätzlich in die richtige Richtung geht, aber die Ausübung der 

höchstpersönlichen Rechte durch Minderjährige gegenüber der aktuellen Gerichtspraxis erschwert und zudem die neue Orientierung an 

der Selbstbestimmung nicht konsequent umgesetzt ist.

Erstens ist die im Entscheid angesprochene Frage des Gerichtsstands und damit zusammenhängend der Qualifikation der Klage auf 

Änderung des Geschlechts und des Vornamens nach geltendem Recht zu kommentieren. Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung 

wird das Begehren betreffend «Feststellung des neuen Geschlechts» als Statusklage besonderer Art qualifiziert.  Die Eintragung der 

«Geschlechtsänderung» in das Zivilstandsregister (vgl. Art. 7 Abs. 2 lit. o und ) setzt somit voraus, dass die Art. 98 Abs. 1 lit. h ZStV

Person ihre Geschlechtsidentität mittels eines gerichtlichen Verfahrens feststellen lässt (vgl. ).  Art. 40 Abs. 1 lit. j ZStV

Unbestrittenermassen handelt es sich dabei um eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit.  Das Bundesgericht klärt allerdings 

nicht, welche Regeln für den Gerichtsstand gelten sollen. Wie oben dargelegt, subsumiert der Einzelrichter Einsiedeln im Anschluss an 

andere kantonale Gerichte das Begehren auf Feststellung der Geschlechtsänderung unter , dem allgemeinen Gerichtsstand Art. 19 ZPO
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der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Allerdings wenden manche kantonalen Gerichte  betreffend Berichtigung einer Eintragung im Art. 42 ZGB

Zivilstandsregister an,  womit sich der Gerichtsstand nach der Spezialregel von  bestimmen würde. Angesichts eines Art. 22 ZPO

fehlenden Entscheids in der Frage durch das Bundesgericht erscheinen beide Lösungen als vertretbar. Klärung wird zum Teil das 

aktuelle, dem Parlament vorliegende Gesetzgebungsprojekt bringen, das zum Ziel hat, dass Geschlecht und Vornamen im 

Personenstandsregister zukünftig unbürokratisch geändert werden können sollen.  Der Entwurf des Bundesrats nimmt Empfehlungen 

der Nationalen Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin (NEK) , des Schweizerischen Kompetenzzentrums für Menschen [945]

rechte (SKMR)  wie auch des Europarats  auf, ein niederschwelliges und einfaches Verfahren für die Änderung des Geschlechts im 

Personenstandsregister vorzusehen. So soll in Zukunft die Änderung von Geschlechtseintrag und Vornamen nicht mehr im Rahmen 

eines gerichtlichen Verfahrens erfolgen, sondern auf einer Erklärung gegenüber der Zivilstandsbeamtin oder dem Zivilstandsbeamten 

beruhen: Jede urteilsfähige Person, die innerlich fest davon überzeugt ist, nicht dem im Personenstandsregister eingetragenen 

Geschlecht zuzugehören, soll nach dem Entwurf gegenüber der Zivilstandsbeamtin oder dem Zivilstandsbeamten erklären können, dass 

sie den Eintrag ändern lassen will (Art. 30b Abs. 1 E-ZGB). Im gleichen Verfahren soll die erklärende Person einen oder mehrere neue 

Vornamen in das Personenstandsregister eintragen lassen können (Art. 30b Abs. 2 E-ZGB). Ist dieses Verfahren anwendbar, erübrigt 

sich die Frage des Gerichtsstands, und der Bundesrat wird die Frage der örtlichen Zuständigkeit in der Zivilstandsverordnung regeln 

müssen.  Allerdings soll dieses vereinfachte Verfahren, wie sich gleich zeigen wird, für bestimmte Personen nicht zugänglich sein.

Zweitens stellt sich nämlich die Frage der Ausübung des Rechts des urteilsfähigen Kindes, die Geschlechts- und Vornamensänderung 

zu beantragen. Der Entscheid des Einzelrichters Einsiedeln geht in korrekter Weise davon aus, dass das urteilsfähige Kind als 

gesuchstellende Partei selbst die Änderung von amtlichem Geschlecht und Vornamen verlangen muss und kann. Es handelt sich um 

relativ höchstpersönliche Rechte, die urteilsfähige handlungsunfähige Personen selbstständig ausüben ( ).  In Art. 19c Abs. 1 ZGB

Bezug auf das Alter des Kindes nimmt der Entscheid auf Hinweise des Berichts zum Vorentwurf Bezug, die sich auch in der Botschaft 

wiederfinden, wonach analog zu  die Urteilsfähigkeit ab dem zwölften Altersjahr des Kindes vermutet werden kann, sie Art. 270b ZGB

aber aufgrund der Relativität der Urteilsfähigkeit gegebenenfalls auch in einem früheren Alter angenommen werden kann, zumal sich 

das Kind oft bereits beim Kindergarten- oder Schuleintritt bewusst ist, ob es ein Knabe oder ein Mädchen ist.  Nach geltendem Recht 

ist keine Zustimmung der gesetzlichen Vertretung zum Gesuch auf Geschlechtsänderung des urteilsfähigen Kindes notwendig, da das 

Gesetz keine solche verlangt (vgl. Art. 19c Abs. 1 2. Halbsatz ZGB). Dies soll sich laut Entwurf des Bundesrats nun ändern: Gemäss 

Art. 30b Abs. 4 E-ZGB soll die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters erforderlich sein, wenn die erklärende Person minderjährig ist 

(Ziff. 1), die erklärende Person unter umfassender Beistandschaft steht (Ziff. 2) oder die Erwachsenenschutzbehörde dies angeordnet 

hat (Ziff. 3). Die Zustimmungsbedürftigkeit wird zunächst mit dem «Schutz der besonders verletzlichen Personen, insbesondere der 

Minderjährigen, gegen leichtsinnige oder unter dem Einfluss Dritter abgegebener Erklärungen» begründet.  Zudem wird ein Vergleich 

mit der Anerkennung der Vaterschaft durch die minderjährige Person angestellt, welche im Schweizer Recht zustimmungsbedürftig ist (

). Diese Argumente sind wenig überzeugend: Zunächst zeugen sie von einem überholten Bild des Kindes als Art. 260 Abs. 2 ZGB

grundsätzlich inkompetente und besonders suggestible Person. Dieses Bild wird widerlegt durch Studien aus dem Kontext der 

medizinischen Behandlung, die nachweisen, dass die Fähigkeit, vernünftige und informierte Entscheidungen über höchstpersönliche 

Belange zu fällen, auch bei Kindern nicht vom Alter abhängt, sondern von ihren eigenen Erfahrungen und ihrem Wissen um die eigene 

Situation.  Auch zeigen psychologische Studien auf, dass die Geschlechtsidentität von Transgender-Kindern genauso stabil ist wie 

diejenige von Cisgender-Kindern (Kinder, deren Geschlechtsidentität mit dem bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht übereinstimmt).

 Sodann steht diese Lösung auch im Widerspruch zu den Regeln, die für die medizinische Behandlung im Zusammenhang mit [946]

der Transidentität gelten, also insbesondere in Bezug auf die Einnahme pubertätsblockierender Mittel:  So ist für diese nach den 

allgemeinen Regeln betreffend medizinische Behandlungen  keine Zustimmung der gesetzlichen Vertretung notwendig, und die 

Einwilligungszuständigkeit kommt (allein) dem urteilsfähigen Kind zu. Schliesslich ist der Vergleich mit der Vaterschaftsanerkennung als 

zustimmungsbedürftiger Erklärung nicht schlüssig, handelt es sich bei der Erklärung betreffend Änderung des Geschlechtseintrags doch 

nicht um eine irreversible Angelegenheit, wie dies bei der Kindesanerkennung und anderen Fällen der zustimmungsbedürftigen 

Ausübung von höchstpersönlichen Rechten der Fall ist.  Die Botschaft des Bundesrats zieht insbesondere nicht in Erwägung, dass die 

gesetzliche Vertretung nicht in Sorge um die minderjährige Transgender-Person ihre Zustimmung verweigern könnte, sondern aus einer 
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stark negativen Haltung gegenüber der Identität des Kindes. In diesem Konfliktfall, der für betroffene Kinder und Jugendliche bereits mit 

starken psychischen Risiken wie Selbstverletzung bis hin zu Suizidalität verbunden ist,  wird die Vornamens- und Geschlechtsänderung 

zu einem eigentlichen Hürdenlauf. So wird die urteilsfähige minderjährige Person zunächst an die Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörde (KESB) verwiesen, die «den Elternteil oder die Eltern zur Erteilung der fehlenden Zustimmung» auffordern 

könne.  Wenn auch dies nichts fruchte, müsse das Kind ans Gericht gelangen.  So soll für die von der urteilsfähigen minderjährigen 

oder unter umfassender Beistandschaft stehenden Person gestützt auf  selbständig eingereichte Klage auf Art. 42 ZGB

Geschlechtsänderung weiterhin keine Zustimmung der gesetzlichen Vertretung notwendig sein.  Bei Minderjährigen unter 

Vormundschaft sei kein gerichtliches Gesuch notwendig: Sie sollen bei der KESB vorstellig werden, welche wiederum den Vormund 

oder die Vormundin zur Zustimmung verpflichten kann. Diese zahlreichen Hürden, die eine in Bezug auf die eigene Geschlechtsidentität 

urteilsfähige minderjährige Person nehmen muss, sind schlecht mit dem Schutz der Identität des Kindes gemäss Art. 8 Abs. 1 UN-KRK 

vereinbar. Entsprechende Bedenken gelten auch für Erwachsene unter (umfassender) Beistandschaft,  insbesondere im Lichte von 

Art. 12 UN-BRK.  Es ist dem Parlament deshalb zu empfehlen, Art. 30b Abs. 4 E-ZGB ersatzlos zu streichen.

Drittens stellt sich auch die Frage der materiellen Voraussetzungen der Geschlechtseintragsänderung. Wie der Einzelrichter richtig 

ausführt, galt über lange Jahre die bundesgerichtliche Vorgabe, dass der «Geschlechtswechsel» irreversibel sein müsse,  was von den 

kantonalen Gerichten so ausgelegt wurde, dass eine operative Geschlechtsangleichung und ein irreversibler Verlust der 

Fortpflanzungsfähigkeit verlangt war.  In der kantonalen Rechtsprechung hat sich dann aber in den letzten zehn Jahren unter anderem 

durch Rezeption der Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts  eine menschenrechtliche, am Recht der 

Selbstbestimmung in Fragen der medizinischen Geschlechtsangleichung orientierte Sichtweise  durch setzen können, und das [947]

Erfordernis des medizinischen Eingriffs und der Sterilität sind als Bedingungen der Änderung des Geschlechts im 

Personenstandsregister aufgegeben worden.  Dieser Auffassung schloss sich auch das Eidgenössische Amt für Zivilstandswesen in 

einer Rechtsauskunft an.  Den Verzicht auf diese Bedingungen verlangt nun auch die Rechtsprechung des EGMR zu  und  Art. 3 8

EMRK.  Das zukünftige Recht soll nun ganz auf der Selbstbestimmung in Fragen der Geschlechtsidentität beruhen. Im Rahmen des 

neuen Verfahrens zur amtlichen Geschlechtsänderung sollen ausser der Urteilsfähigkeit durch die Zivilstandsbeamtin oder den 

Zivilstandsbeamten keine weiteren Voraussetzungen geprüft werden. Vorbehalten wird allerdings die Ablehnung missbräuchlicher oder 

leichtsinniger Erklärungen.  Angesichts dieser sehr vagen Formulierung wird die Ausbildung von Zivilstandsbeamtinnen und -beamten  

eine ganz wesentliche Rolle dabei spielen, dass verhindert wird, dass über die «Missbrauchs-» und «Leichtsinnigkeitsprüfung» das 

Erfordernis einer ärztlichen Bestätigung der Diagnose «Genderdysphorie» entgegen dem Ziel des Gesetzgebers durch die Hintertür 

wieder eingeführt wird. Auch muss verhindert werden, dass stereotype Vorstellungen über «normales» weibliches oder männliches 

Verhalten oder Aussehen zu Ablehnungen von Erklärungen von Seiten von Personen führen, die diese Stereotypen nicht erfüllen. Die 

geplante Reform bietet darüber hinaus durch das ausdrückliche Festhalten an der binären Geschlechterordnung  keine überzeugende 

Lösung für nicht-binär, das heisst weder als weiblich noch als männlich identifizierte Personen. Einzig der gänzliche Verzicht auf die 

staatliche Registrierung der Geschlechtskategorie würde allen Geschlechtsidentitäten gerecht werden.

Fussnoten:
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